Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-prüfung (UVPG) über die Feststellung der UVP-Pflicht für ein Vorhaben der Speira GmbH, Aluminiumstraße 1 in 41515 Grevenbroich 
Bezirksregierung Düsseldorf
Düsseldorf, den 27.09.2024 
52.03.00-0072648-0000-640

Die Speira GmbH betreibt seit 1988 am Standort Aluminiumstraße 1 in 41515 Grevenbroich eine baurechtlich genehmigte Reststoffhalle. Mit Datum vom 16.04.2024, zuletzt ergänzt am 06.09.2024, wurde ein Antrag auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zum Betrieb einer Anlage zur Behandlung und Lagerung von Abfällen (Grevenbroich Recycling Center – GRC) gestellt.
Es handelt sich um eine Anlage, die den Nummern 8.11.2.4 und 8.12.3.2 des Anhangs 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV -) zuzuordnen ist.

Das in der Reststoffhalle geplante Vorhaben dient der Aufbereitung von extern anfallenden aluminiumhaltigen Abfällen. Zur Aufbereitung werden Pressen (Abfall- und Besäumpressen) sowie Geräte zum Befüllen der Pressen und zum Bewegen des Materials wie Gabelstapler, Bagger und Laufbänder genutzt. Das aufbereitete Material wird nach einer Lagerdauer von maximal sieben Tagen in unternehmenseigenen Schmelz- und Gießöfen einer Verwertung zugeführt. Durch das geplante Vorhaben ergeben sich keine baulichen Änderungen. Änderungen ergeben sich im Bereich der Lagerflächen sowie in der Logistik zur Anlieferung und Lagerhaltung.

Das Vorhaben fällt gemäß § 2 Absatz 4 Nr. 1 a) und b) in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nr. 1 UVPG unter die Nummer 8.7.1.2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Gemäß § 7 Abs. 2 UVPG Satz 1 ist für ein Neuvorhaben, welches in Anlage 1 Spalte 2 mit einem „S“ gekennzeichnet ist, eine standortbezogene Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen. Das Vorhaben nach Nummer 8.7.1.2 der Anlage 1 UVPG ist in Spalte 2 mit einem „S“ gekennzeichnet. Die für die standortbezogene Vorprüfung erforderlichen Angaben nach Anlage 2 UVPG sind Teil der Antragsunterlagen.

Die standortbezogene Vorprüfung erfolgt nach § 7 Abs. 2 Satz 2 ff. UVPG in zwei Stufen: 

Die überschlägige Prüfung in der ersten Stufe führte zu dem Ergebnis, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten im Umfeld der Anlage nach den in Nummer 2.3 der Anlage 3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Die Prüfung in der zweiten Stufe, ob das Neuvorhaben unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, ist somit entbehrlich.

Die überschlägige Prüfung ergab zudem, dass keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 UVPG zu besorgen sind.
Die Bewertung im Rahmen der überschlägigen Prüfung erfolgte dabei

· anhand der entsprechend § 7 Abs. 4 UVPG durch den Vorhabenträger vorgelegten Angaben nach Anlage 2

· eigener Ermittlungen
und
· der für die Entscheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften.
Folgende Aspekte liegen der Prüfung zugrunde: 

Die Realisierung des Vorhabens erfolgt auf einem bereits vorhandenen Industriekomplex in einer seit 1988 baurechtlich genehmigten Halle. Zur Lagerung sollen neben der Halle auch versiegelte Flächen im Umfeld sowie mit Industriezelten ausgestaltete Flächen genutzt werden. Die Lagerung erfolgt dabei in Schüttboxen oder auf Paletten.

Die Halle sowie ein Teil der Lagerflächen wird bereits für intern anfallende aluminiumhaltige Reststoffe genutzt und wird mit dem Vorhaben um aluminiumhaltige Abfälle aus externen Quellen erweitert. Das Vorhaben fügt sich daher in das bereits bestehende Tätigkeitsfeld ein. Zu bestehenden Vorhaben und Tätigkeiten ergeben sich keine Änderungen im Zusammenwirken; die bestehenden Nutzungen des Standortes werden nicht verändert.

Eine Gewässergefährdung durch die in den Behandlungsaggregaten (Pressen) eingesetzten wassergefährdenden Stoffe erfolgt nicht, da die entsprechenden Anforderungen der AwSV nach dem vorgelegten Gutachten erfüllt werden. Neue Abfallarten bzw. Abfallströme werden durch das geplante Vorhaben nicht erzeugt.
Im Rahmen einer Prognose der Geräuschimmissionen wurde nachgewiesen, dass der Immissionsbeitrag durch das geplante Vorhaben als nicht relevant anzusehen ist. Tieffrequente Geräusche sind nicht zu erwarten. Eine Geruchs- oder Staubentwicklung durch die Übernahme der Abfälle und die Aufbereitung ist nicht zu erwarten. Es ergeben sich keine nachteiligen Auswirkungen hinsichtlich Lärm, Gerüche oder Staub. Nachtteilige Auswirkungen auf Gewässer sind zudem nicht zu besorgen. Eingriffe in den Boden, das Gewässer, die Natur und die Landschaft erfolgen nicht.
Das Vorhaben ist als nicht störfallrelevant einzustufen.
Es ergeben sich keine Risiken für die menschliche Gesundheit durch Lärm, Gerüche oder Staub. Eine Verunreinigung von Wasser mit der Folge einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit ist ebenfalls nicht zu besorgen.
Gemäß § 5 Abs. 1 UVPG stelle ich daher als Ergebnis der durchgeführten Vorprüfung fest, dass für das beantragte Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar.

gez.
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